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Vorwo r t 

Die vorliegende Abhandlung hat zwei Aspekte. Zum einen ist sie 
den Untersuchungen über Verbände zuzurechnen, einem Gebiet, über 
das eine umfangreiche Literatur vorliegt und wo es darauf ankam, die 
Besonderheiten der kommunalen Spitzenverbände herauszuarbeiten, 
zum anderen dem Bereich der Kommunalpolit ik, der in der politischen 
Wissenschaft bisher stark vernachlässigt wurde. Zwar ist die Erfor-
schung der Gemeinden, insbesondere der Städte, in der letzten Zeit 
stark vorangetrieben worden, nicht zuletzt mi t Hilfe der kommunalen 
Spitzenverbände selbst, doch überwiegen hier noch bei weitem die Bei-
träge von soziologischer und wirtschaftswissenschaftlicher  Seite. Die 
immer dringender werdenden Probleme der Kommunalpoli t ik sollten 
jedoch auch von der politischen Wissenschaft stärker behandelt werden. 
Dazu soll hier ein Beitrag geleistet werden. 

Diese Arbeit ist die überarbeitete Fassung einer Dissertation, die vom 
Fachbereich Sozial- und Verhaltenswissenschaften, Pädagogik der Uni-
versität Tübingen angenommen wurde. Sie wurde von Prof.  Eschen-
burg angeregt und mi t helfendem Rat und wohlwollender K r i t i k be-
gleitet und befördert.  Dafür schulde ich ihm besonderen Dank. 

Die Arbeit wäre nicht möglich gewesen ohne die bereitwill ige Unter-
stützung durch die kommunalen Spitzenverbände. Sie ermöglichten mir 
die Einsichtnahme in ihre Akten. Da jedoch der eigentliche Vorgang der 
politischen Einflußnahme nur geringen schriftlichen Niederschlag f in-
det, war noch wesentlicher die Bereitschaft,  mir zu Gesprächen zur Ver-
fügung zu stehen. In einer großen Anzahl von Interviews mi t 
Verbandsgeschäftsführern,  Abgeordneten, Ministerialbeamten und 
Ministern ergaben sich zahlreiche zusätzliche Informationen. Wegen des 
vertraulichen Charakters der Gespräche werden diese nur mi t dem 
Vermerk Interview zitiert. Al len Gesprächspartnern sei für ihr Ent-
gegenkommen herzlich gedankt. 

Friedrich  Geißelmann 
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Ein le i tung 

D ie Fragestel lung der Untersuchung 

In der Literatur über die politische Willensbildung in der Bundes-
republik spielen Untersuchungen über die Interessenverbände eine 
erhebliche Rolle. Von der Forschung wurden dabei vor allem diejenigen 
Verbände behandelt, die bestimmte Berufsgruppen oder soziale Schich-
ten der Bevölkerung repräsentieren. Die kommunalen Spitzenver-
bände1, die ganz anders aufgebaut sind, wurden demgegenüber bisher 
nicht hinlänglich beachtet. Ein Grund dafür ist sicherlich, daß ihre 
Arbeit sich nicht im selben Maß unter den Augen der Öffentlichkeit 
abspielt. Auch daß ihre Effektivität  in manchen Punkten geringer ist 
als die anderer Verbände oder des teilweise vergleichbaren Bundesrats, 
mag eine Rolle spielen. Jedoch ist darüber hinaus in der wissenschaft-
lichen Diskussion das ganze Gebiet der Kommunalpoli t ik vernach-
lässigt, sowohl die Fragen der Willensbildung in den Gemeinden, wie 
die Kommunalpoli t ik der Länder und des Bundes. 

Bei den kommunalen Spitzenverbänden handelt es sich um Organi-
sationen, die nach der Ar t von Interessenverbänden aufgebaut sind 
und wirksam werden. Von anderen Interessenverbänden unterscheiden 
sie sich jedoch durch die Ar t ihrer Mitglieder: öffentlich-rechtliche  Ge-
bietskörperschaften,  die einen Teil der öffentlichen  Gewalt ausmachen 
und neben Bund und Ländern eine dritte Ebene des Staates bilden. 
Man hat sie daher unter den Oberbegriff  „Interessenverbände der 
öffentlichen  Hand" gebracht2. 

Die zentrale Frage ist, wie sich diese besondere Zusammensetzung 
der Mitgliedschaft auswirkt auf die Organisationsform,  Verbandsziele 
und die Ar t des Vorgehens der Verbände. Diese Frage ist auch ent-

1 Unter kommunalen Spitzenverbänden sollen hier nicht nur die Bundes-, 
sondern auch die Landesverbände verstanden werden. Dies entspricht auch 
dem Sprachgebrauch der Verbände selbst und ist notwendig, um diese drei 
Verbände von anderen kommunalen Verbänden, wie etwa dem Verband 
kommunaler Unternehmen, zu unterscheiden. 

2 Ekhard  Pohle,  „Interessenverbände der öffentlichen  Hand", in : Verwal -
tungsarchiv 53 (1962), S. 201 -240, 333-382. Def ini t ion S. 218: „Interessen-
verbände der öffentlichen  Hand sind Interessenverbände, aus deren orga-
nisatorischem Aufbau und mitgliedschaftlicher Zusammensetzung sich ein 
bestimmender Einfluß von Körperschaften  und (oder) Anstalten des öffent-
lichen Rechts ergibt." 
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scheidend dafür,  wie man die kommunalen Spitzenverbände theore-
tisch einordnen wi l l . 

Sie selbst wehren sich energisch dagegen, als Interessenverbände 
angesehen zu werden3, da sie nicht wie jene private Interessen ver-
träten. Es seien öffentliche  Anliegen, ja ideelle Zwecke4, die die 
Gesamtheiten von Bürgern beträfen, die in den Selbstverwaltungs-
körperschaften  leben. Diese Argumentation, die sich aus dem deutschen 
Anti-Verbands-Affekt  erklärt und angesichts dessen sogar verständlich 
ist, geht davon aus, daß die privaten Interessen etwas gegenüber dem 
Gemeinwohl Negatives darstellen und daß innerhalb der kommunalen 
Körperschaften  schon der Ausgleich der privaten Interessen erfolgt. 
In der Literatur wurde dagegen der Einwand vorgebracht5, auch aus 
den Körperschaften  öffentlichen  Rechts ergäben sich wiederum Inter-
essen. Auch der öffentliche  Bereich zerfalle infolge der Verschieden-
heit der Aufgabengebiete und der Rechtsträger, die sie erfüllen, in 
Interessen, die sich nicht mi t dem Gemeinwohl identifizieren lassen 
und zueinander in Konkurrenz treten können. Diese Wertrelativität 
erlaube es, von Interessen und Interessenvertretung zu sprechen. 

Dies ist zweifellos richtig, und die Satzungen der Verbände sprechen 
ja auch davon, daß die Interessen der Mitgliedskörperschaften  ver-
treten werden sollen; jedoch handelt es sich im Unterschied zu anderen 
Interessenverbänden nicht um persönliche Interessen, oder ist dies 
wenigstens nur zum Teil so, sondern um die Interessen von Körper-
schaften, um die Erhaltung des Spielraums für eine selbständige Be-
tätigung der lokalen Gremien. 

Wenn auch feststeht, daß die kommunalen Spitzenverbände schon 
auf Grund ihrer Form den Interessenverbänden zugerechnet werden 
müssen6, so ist doch in erster Linie interessant, was diese Verbände von 
anderen Verbänden unterscheidet. Das Problem ist also, welche Ergeb-
nisse der Verbandstheorie auf die kommunalen Spitzenverbände über-
tragen werden können und wie weit sie modifiziert  werden müssen. 

Die neuere Forschung zum Interessenpluralismus versteht die Ver-
bände als Teil des politischen Systems, nicht wie die Gruppentheorie 

3 Otto  Ziebill,  „Die kommunalen Spitzen verbände", in : Handbuch der 
kommunalen Wissenschaft und Praxis, ed. Hans Peters, Bd. 1: Kommunal -
verfassung, Ber l in 1956, S. 581 -596, S. 589; und: Otto  Ziebill,  Die kommuna-
len Spitzenorganisationen als Interessen verbände?, in : Archiv für Kom-
munalwissenschaft 1968, S. 207 ff.;  vgl. auch die Äußerungen, die bei Jürgen 
Bertram:  Staatspolit ik und Kommunalpol i t ik ( = Schriftenreihe  des Vereins 
für Kommunalwissenschaften, Berl in, Bd. 15), Stuttgart 1967, S. 82 - 87 wie-
dergegeben werden. 

4 Ziebill,  Die kommunalen Spitzenverbände, S. 585. 
5 Pohle,  S. 218. 
6 Dies w i r d etwa von Bertram,  S. 82, 189, betont. 
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Bentleys dieses als bloßes Resultat der verschiedenen Interessen7. Als 
unabhängige Variable, die Form, Intensität, Reichweite, Spielraum 
und Effektivität  der Verbandspolitik bestimmen, führt  Eckstein die 
offizielle  Polit ik, die Struktur der Entscheidungsgremien, die politische 
Kul tur des Landes und verschiedene, dem Verband eigentümliche 
Strukturmerkmale an8. Diese Abhängigkeit der Verbandspolitik vom 
politischen System läßt sich auch für die kommunalen Spitzenverbände 
zeigen. 

Ausschlaggebend für den Charakter der Verbandspolitik sind die 
Ziele der Verbände. Wesentlich ist vor allem, daß die Verteilungs-
problematik, an der die Theorie des Interessenpluralismus entwickelt 
wurde9, für diese Verbände im Hintergrund steht. Sie spielt nur herein 
in der Frage der Verteilung der Finanzen, ist aber auch hier insofern 
anders gelagert, als es sich ja nicht um die Verteilung des Sozial-
produkts zugunsten bestimmter Bevölkerungsschichten handelt. Der 
Kern der Arbeit der kommunalen Spitzenverbände betrifft  die Frage 
der Machtverteilung zwischen den verschiedenen Stufen des Staates. 
Die Frage ist vergleichbar mit der von Naschold definierten Status-
pol i t ik: den Konflikten, die durch Veränderungen in der Position und 
der Rollenstruktur entstehen10. Sie unterscheidet sich allerdings inso-
fern von diesen Fragen, als es sich nicht um den Status einer Person 
(Personengruppe) handelt, sondern um den von politischen Körper-
schaften. Daraus ergeben sich auch Konsequenzen hinsichtlich der 
Wirkungsmethoden und des Stils der Verbände. Im Gegensatz etwa zu 
den Ärzteverbänden, die von einer hohen Statuspolarisation ihrer Mi t -
glieder ausgehen11, was teilweise zu einer aggressiven Druckpolitik 
führt,  sind die kommunalen Spitzenverbände auf Kooperation ausge-
richtet. Dies gilt, obwohl ihre Interessen zu denen der Länder teil-
weise in einem antagonistischen Verhältnis stehen. Diese Interessen 
innerhalb der Verwaltung, wobei auch die Landesverwaltung einbezo-
gen wird, sind das Thema der Arbeit. Um diese Zusammenhänge deut-
lich zu machen, muß in stärkerem Maße als in anderen Arbeiten über 
Interessenverbände auch auf den Inhalt ihrer Ziele eingegangen wer-
den. 

Nicht nur Ziele und Methoden der kommunalen Spitzenverbände 
unterscheiden sich von denen anderer Verbände, sondern auch ihre 

7 Vgl. dazu: Verbände und Gesetzgebung. Die Einflußnahme der Ver-
bände auf die Gestaltung des Personalvertretungsgesetzes, ed. Otto Stammer, 
Kö ln 1965, S. 9 ff. 

8 Harry  Eckstein,  Pressure group politics. London 1960, S. 15 ff. 
9 Frieder  Naschold,  Kassenärzte und Krankenversicherungsreform.  Frei-

burg 1967, S. 26. 
10 Naschold,  S. 31. 
11 Naschold,  S. 106 ff. 


